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Der Vorsitzende, Abg. Voß, eröffnet die Sitzung um 10:10 Uhr und stellt die Beschlussfähig-

keit des Ausschusses fest. Vor dem Eintritt in die Tagesordnung beschließt der Ausschuss, 

den Antrag der Fraktion der SPD betr. Die Europäische Kulturstrategie in Schleswig-Holstein 

umsetzen, Drucksache 17/670, den Antrag der Fraktion der SPD betr. Eine Europäische Nord-

see-Strategie unterstützen, Drucksache 17/1072, und den dazugehörigen Änderungsantrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 17/1075, den Bericht der Landesregie-

rung zum Stand der Integration in Schleswig-Holstein, Drucksache 17/1045, den Gesetzent-

wurf der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW zur Än-

derung der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, Drucksache 17/268, den Antrag der 

Fraktion der SPD betr. Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der EU nach 2013, Drucksache 

17/1071, sowie die dazugehörigen Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN betr. Für eine grundlegende Reform der EU-Agrarpolitik (GAP) ab 2013: Keine öffent-

lichen Gelder mehr für die Industrialisierung der Landwirtschaft, Drucksache 17/1176, und 

der Fraktion DIE LINKE, Drucksache 17/1229, in einer späteren Sitzung zu beraten. Die Ta-

gesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Minderheiten- und Sprachför-
derung im kommunalen Bereich 

Gesetzentwurf der Fraktion des SSW 
Drucksache 17/522 

(überwiesen am 19. Mai 2010 an den Innen- und Rechtsausschuss und den 
Europaausschuss) 

hierzu: Umdrucke 17/921, 17/922, 17/923, 17/928, 17/930, 17/1038, 
17/1070, 17/1125, 17/1127, 17/1132, 17/1133, 17/1137, 
17/1138, 17/1141, 17/1145, 17/1146, 17/1147, 17/1156, 
17/1279, 17/1524 

Anzuhörende: Dieter Harrsen, Landrat des Kreises Nordfriesland 
Marianne Ehlers, Sprecherin des Plattdeutschen Rates  
beim Schleswig-Holsteinischen Heimatbund 
Prof. Dr. Stefan Oeter, Institut für Internationale Angele 
genheiten der Universität Hamburg 

Der Landrat des Kreises Nordfriesland, Herr Dieter Harrsen, führt in die Thematik ein. In der 

Hauptsatzung des Kreises Nordfriesland sei der Schutz und die Förderung der dänischen 

Minderheit und der friesischen Volksgruppe festgeschrieben. Alle im Kreistag vertretenen 
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Fraktionen hätten zudem am 2. Juli 2010 den Beschluss gefasst, die Kürzungen beim Schul-

wesen als Rückschritt in der Minderheitenpolitik zu betrachten. Der Kreistag habe ebenfalls 

beschlossen, regelmäßig einen Minderheitenbericht herauszugeben, der erste sei im Januar 

2011 veröffentlicht worden. Darin solle die Situation der Arbeit der Minderheiten dargestellt 

und die Aktivitäten im Kreis geschildert werden. Auch den Minderheiten sei Gelegenheit ge-

geben worden, Stellung zu nehmen. Der Minderheitenbericht sei insofern auch ein festes In-

strument des politischen Controlling. Zentral sei der Vorschlag, das Berichtswesen auf die 

Ämter zu übertragen und nicht jede Gemeinde einzeln berichten zu lassen. Das könne und 

solle auch landesweit geschehen, da neben dem Friesischen auch das Niederdeutsche ge-

schützt werden müsse, das in ganz Schleswig-Holstein noch vorkomme. 

Herr Dr. Stefan Oeter, Professor für öffentliches Recht, Völkerrecht und ausländisches öffent-

liches Recht an der Universität Hamburg, stellt die Schwerpunkte seiner Stellungnahme, Um-

druck 17/1880, dar. 

Auf eine Frage der Abg. Spoorendonk zur Reaktion der Verwaltung auf die Berichtspflicht 

und zu den Kosten einer solchen Berichtspflicht führt Herr Harrsen aus, dass die Motivation, 

sich mit dem Thema zu beschäftigen, durch das Projekt stark gewachsen sei. Verwaltungssei-

tig sei man stolz auf den vorgestellten Bericht, der insgesamt und alle Personalkosten berück-

sichtigend circa 10.000 € gekostet habe. Eine Fortschreibung werden mit 2.000 € kalkuliert, 

weil dann nur Veränderungen im Vordergrund stünden. Das mit dem Bericht verbundene ope-

rative Controlling sei ohnehin notwendig.  

Abg. Spoorendonk merkt an, dass sie es ebenfalls für sinnvoll halte, wie in der Stellungnahme 

von Herrn Harrsen ausgeführt, eine Berichtspflicht auf Amtsebene einzuführen. Auch das 

Niederdeutsche spiele ihrer Ansicht nach eine große Rolle.  

An Herrn Dr. Oeter gerichtet bittet Abg. Spoorendonk darum, die Situation des Niederdeut-

schen noch einmal darzustellen. - Herr Dr. Oeter führt aus, dass es eine Trennung zwischen 

der Stadtbevölkerung, bei der Niederdeutsch allenfalls symbolische Bedeutung habe, und der 

Bevölkerung im ländlichen Raum gebe, wo Niederdeutsch zum Teil noch als lebendige Spra-

che existiere. Das Niederdeutsche stelle insofern eine andere Herausforderung für das Land 

dar, als es flächendeckend geschützt werden müsse, anders als das Friesische oder die däni-

sche Sprache. 

Auf eine Frage der Abg. Pauls betont Herr Harrsen, dass der vorliegende Gesetzentwurf den 

Charme habe, den Umfang des Berichtswesens nicht vorzuschreiben. Wichtig sei, das Be-
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richtswesen nicht aufzublähen und nur dort umfangreiche Berichte zu geben, wo diese auch 

sinnvoll seien. 

Auf eine Frage der Abg. Funke zum Vergleich einer Berichtspflicht mit der Unterstützung 

anderer Initiativen merkt Herr Harrsen an, dass man beides parallel machen könne. Ein Be-

richtswesen halte seiner Ansicht nach dazu an, darüber nachzudenken, welche Möglichkeiten 

es gebe, vorhandene Initiativen zu unterstützen. Die Bereitschaft, sich auch an den Schulen zu 

engagieren, könne seiner Ansicht nach mit der Einführung eines Berichtswesens steigen. Eine 

Zuweisung der Berichtspflicht zu den Ämtern sei darüber hinaus seiner Ansicht nach mit dem 

Urteil des Verfassungsgerichts vereinbar, wenn eine konkrete Aufgabe gestellt werde. 

Auf eine Frage des Abg. Fischer zur Zahl der aktiven Sprecher von niederdeutschen Dialekten 

merkt Herr Dr. Oeter an, dass man stark zwischen passiver und aktiver Nutzung der Sprache 

unterscheiden müsse. Dann werde die im Raum stehende Zahl von 6 bis 8 Millionen Spre-

chern deutlich relativiert. Besonders im Generationenverlauf nehme die Zahl der aktiven 

Sprecher des Niederdeutschen dramatisch ab. Aus diesem Grund sei auch der Vorschlag von 

Abg. Fischer zu begrüßen, auch in den Städten mehr für die Nutzung des Plattdeutschen zu 

tun, da auch dort noch eine emotionale Verbindung zu der Sprache bestehe. 

Auf eine Anmerkung der Abg. Spoorendonk zu den für die Bundesrepublik Deutschland posi-

tiven Auswirkungen bei Umsetzung der Empfehlungen der Sprachencharta merkt Herr 

Dr. Oeter an, dieser Bericht sei in der Tat an die Mitgliedstaaten und nicht an regionale Ge-

bietskörperschaften adressiert. Der vorliegende Gesetzentwurf wäre eine typische Maßnahme 

im Sinne der Umsetzung der Charta. Dies würde letztlich auch die Erfüllungsbilanz verbes-

sern. 

Abg. Spoorendonk schlägt zum weiteren Verfahren vor, möglicherweise fraktionsübergrei-

fend zu einer gemeinsamen Linie zu kommen. - Abg. Fischer regt an, die Diskussion auch mit 

dem federführenden Innen- und Rechtsausschuss zu führen, zum Beispiel im Rahmen einer 

gemeinsamen Sitzung. 

Der Ausschuss beschließt, dass sich zunächst die europapolitischen Sprecher über das weitere 

Verfahren verständigen. 
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

Schleswig-Holsteinische Initiativen in Archangelsk unterstützen 

Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/729 

(überwiesen am 10. September 2010 an den Europaausschuss und an den So-
zialausschuss) 

hierzu: Umdruck 17/1803 

 Anlage 1 zu dieser Niederschrift 

Berichterstatter: Wolfgang Medrisch, Förderverein für soziale Arbeit 
   in Osteuropa e.V. 
   Klaus Mangold, Gesellschaft der Förderer Hörgeschädig- 
   ter in Schleswig-Holstein e.V. 
   Martin Liegmann, Stellv. Geschäftsführer Kinderschutz- 
   bund Ostholstein 

Herr Medrisch, Vorsitzender des Fördervereins für soziale Arbeit in Osteuropa, stellt die 

Schwerpunkte der Arbeit des Fördervereins dar, Umdruck 17/1803. Er führt aus, dass die Re-

gion um Archangelsk eine wichtige Rolle in der von der Europäischen Union verfolgten Poli-

tik der Nördlichen Dimension als Brücke zwischen Ostsee und arktischer Region spiele. Der 

Förderverein, dem er vorsitze, sei im Jahre 2000 gegründet worden und führe rund 25 bis 

30 Projekte und viele Aktivitäten durch, zum Beispiel im Zusammenhang mit Strafrechtspfle-

ge, Straffälligen- und Opferhilfe, Behindertenhilfe, Sozialpsychiatrie und Projekte im Bereich 

der Forschung. Ziel sei auch, das zivilgesellschaftliche Engagement vor Ort zu stärken. Wich-

tig für die Arbeit des Vereins sei die Unterstützung der Landesregierung, die man bei der 

Staatskanzlei - jenseits von finanzieller Unterstützung - erfahren habe. Er äußert sich kritisch 

darüber, dass es bisher keine Zusammenarbeit mit dem Sozialministerium gebe. Schwierig 

aus seiner Sicht sei auch, dass die Landesregierung nicht bereit sei, Stundenkontingente für 

Projekte zur Verfügung zu stellen, die von der EU finanziert, aber auf Kofinanzierung ange-

wiesen seien. Abschließend betont er, dass die Aktivitäten im Rahmen der Nördlichen Di-

mension fortgeführt und ausgebaut werden müssten.  

Herr Mangold von der Gesellschaft der Förderer Hörgeschädigter in Schleswig-Holstein e.V. 

eröffnet seine Stellungnahme mit dem Hinweis, dass durch die Arbeit des Fördervereins 25 

bis 30 Projekte gefördert würden. Er selbst sei über Herrn Medrisch auf die Arbeit des För-

dervereins aufmerksam geworden. So habe sich langsam eine Zusammenarbeit entwickelt. 
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Von den russischen Partnern nehme man eine große Bereitschaft zur Zusammenarbeit wahr, 

die mit großem Engagement von russischer Seite betrieben werde. Das Engagement auf deut-

sche Seite nehme er als geringer wahr. In einem von vielen Projekten kümmere man sich um 

Hörgeschädigte in der Stadt Archangelsk, in diesem Zusammenhang würden auch Prakti-

kumsplätze vermittelt, um den Einsatz von Gebärdensprache bei Gehörlosen zu verstärken. 

Dieses Projekt würde von der Aktion Mensch finanziert. Er betont, dass es für die aktiven 

Vereine wichtig sei, wahrgenommen zu werden, besonders auch von behördlicher Seite. Hilf-

reich wäre auch, wenn es eine von offizieller Seite geführte Liste über in der Region Archan-

gelsk tätige Organisationen gebe, um Synergieeffekte nutzen zu können. 

Der stellvertretende Geschäftsführer des Kinderschutzbundes Ostholstein, Martin Liegmann, 

stellt die im Anhang dieser Niederschrift beigefügte Präsentation zur Arbeit des „warmen 

Hauses“ vor. 

Herr Ingo Hurlin, Leiter der Abteilung Justiz, Vollzug und freie Straffälligenhilfe, im Ministe-

rium für Justiz, Gleichstellung und Integration führt aus, dass es seit Mitte der 90er-Jahre 

Kontakte zu Archangelsk und Kooperationen mit dem deutschen Paritätischen Wohlfahrts-

verband gebe. Für sehr unterschiedliche Projekte seien auch EU-Mittel eingeworben worden. 

Einige dieser Projekte seien im Bereich der Jugendkriminalität, Jugendhilfe und Jugendge-

richtshilfe angesiedelt gewesen. Die Projekte seien jedoch abgeschlossen, sodass man keine 

finanzielle Hilfestellung mehr gebe. Das heiße aber nicht, dass man nun die Hände in den 

Schoß lege. Dennoch müsse man sich auf vorrangige Kernaufgaben konzentrieren. Hilfestel-

lung, zum Beispiel bei der Fortbildung von Jugendrichtern oder bei der Gesetzgebung, sei 

nach wie vor möglich.  

Abg. Spoorendonk schlägt vor, sich in einer der nächsten Sitzungen über die Reform des Ost-

seerates berichten zu lassen, da diese auch die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit Archan-

gelsk böte. 

Herr Medrisch merkt in diesem Zusammenhang an, dass ihm nicht klar sei, welche Region 

gemeint sei, wenn im Ostseebericht von Nordwest-Russland die Rede sei. Das müsse genauer 

definiert werden. Im Ostseerat gebe es verschiedenste Gremien, über die man als Förderverein 

keinen Überblick habe. Er warnt davor, dass der Begriff der Zivilgesellschaft, der häufig ge-

nutzt werde, zum Schlagwort verkommen könne. Insgesamt müsse das Thema sehr differen-

ziert betrachtet werden. 
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Abg. Fischer unterstützt den Vorschlag von Abg. Spoorendonk, sich in einer der nächsten 

Sitzungen über die Reform des Ostseerates informieren zu lassen. Zudem interessiert ihn, ob 

es weitere Partnerschaften oder Städtepartnerschaften gebe.  

Herr Mangold führt aus, dass die Stadt Emden Partnerstadt der Stadt Archangelsk sei. Eine 

Kooperation mit Emden übersteige jedoch die Möglichkeiten des Fördervereins. Er bietet an, 

parlamentarische Gäste mit in die Region Archangelsk zu nehmen, damit diese sich selbst ein 

Bild machen könnten. 

Abg. Fischer betont, dass die Zusammenarbeit von unten nach oben wachsen müsse. Aus die-

sem Grunde begrüße er Kooperationsvereinbarungen, die noch häufiger geschlossen werden 

müssten. 

Der Ausschuss beschließt, vor einer endgültigen Empfehlung an den Landtag noch weitere 

Gespräche - gegebenenfalls auch mit dem Sozialausschuss - zu führen. 
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Die Arbeit der Europaschulen in Schleswig-Holstein unterstützen 

Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/592 

(überwiesen am 10. September 2010) 

hierzu: Umdrucke 17/1545, 17/1709 

Abg. Fischer zieht für die antragstellende Fraktion den Antrag Drucksache 17/592 zurück. 
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Punkt 4 der Tagesordnung: 

Umsetzung der Resolutionen des 8. Parlamentsforums Südliche Ostsee 
und der 19. Ostseeparlamentarierkonferenz 

Antrag der Fraktionen von SPD und SSW 
Drucksache 17/1013 

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE  
Drucksache 17/1030 

(überwiesen am 19. November 2010) 

Der Vorsitzende kündigt an, den Aktionsplan Menschenhandel, der in dem als Tischvorlage 

verteilten Änderungsantrag nicht enthalten sei, in einer der nächsten Sitzungen zum Thema zu 

machen. 

Abg. Thoroe zieht für die antragstellende Fraktion DIE LINKE den Änderungsantrag Druck-

sache 17/1030 zurück. Einstimmig empfiehlt der Europaausschuss dem Landtag, den Antrag 

der Fraktion von SPD und SSW, Drucksache 17/1013, in der folgenden, von CDU, SPD, 

FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW vorgeschlagenen, geänderten Fas-

sung zur Annahme: 

Der Landtag wolle beschließen:  

Der Schleswig-Holsteinische Landtag befürwortet die Beratungen und Ergebnisse 

des 8. Parlamentsforums Südliche Ostsee in Elbing und der 19. Ost-

seeparlamentarierkonferenz in Mariehamn. Er stimmt den Resolutionen zu und bittet 

die Landesregierung, diese umzusetzen. Die einvernehmlich beschlossenen Resoluti-

onen bekräftigen den Willen, weiter aktiv in Bezug auf den Schutz der Umwelt, den 

Kampf gegen Menschenhandel, die Mobilität der Arbeitnehmer und die Weiterent-

wicklung der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten, die Entwicklung der Häfen und 

der landseitigen Anbindungen, den Ausbau der europäischen Verkehrsnetze sowie 

die Sicherheit im Seeverkehr, insbesondere durch Einführung einer Lotsenpflicht in 

gefährlichen Gewässern voranzutreiben und gemeinsam Verantwortung für die 

nachhaltige Entwicklung der Ostseeregion zu übernehmen.  

Die Landesregierung wird gebeten, sich im Rahmen ihrer Zuständigkeit auf regiona-

ler, nationaler und internationaler Ebene für die Forderungen einzusetzen sowie den 
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Landtag im Rahmen der regelmäßigen Berichterstattung über die diesbezügliche 

Entwicklung im Ostseeraum entsprechend zu unterrichten. Schwerpunkte der Be-

richterstattung sollen insbesondere Infrastrukturvorhaben im Ostseeraum, die mari-

time Raumordnung und das Küstenzonenmanagement sowie die Bekämpfung des 

Menschenhandels sein. 
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Punkt 5 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Glücksspiels (Glücksspielge-
setz) 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 17/1100 

(überwiesen am 17. Dezember 2010 an den Innen- und Rechtsausschuss, an 
den Finanzausschuss, an den Wirtschaftsausschuss, an den Europaausschuss 
und an den Sozialausschuss) 

hierzu: Umdrucke 17/1804, 17/1805, 17/1809 

Der Europaausschuss beschließt, sich der geplanten schriftlichen und mündlichen Anhörung 

des Innen- und Rechtsausschusses anzuschließen. 

 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 17. WP - Europaausschuss - 24. Sitzung am 9. Februar 2011 15 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

a) Schleswig-Holstein ohne Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen 

Antrag der Fraktionen von SPD, DIE LINKE und SSW 
Drucksache 17/294 (neu) 

b) Sicherung der Gentechnikfreiheit im Anbau sowie in der Nahrungsmit-
telkette 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/390 

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 17/420 (selbstständig) 

(überwiesen am 20. Mai 2010 an den Umwelt- und Agrarausschuss und an 
den Europaausschuss) 

hierzu: Umdrucke 17/1000, 17/1022, 17/1080, 17/1083, 17/1086, 17/1088, 
17/1092, 17/1111, 17/1115, 17/1116, 17/1117, 17/1120 

Der Ausschuss empfiehlt dem federführenden Umwelt- und Agrarausschuss mit den Stimmen 

von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE 

und SSW, dem Landtag den Antrag der Fraktionen von SPD, DIE LINKE und SSW betr. 

Schleswig-Holstein ohne Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen, Drucksache 17/294 

(neu), zur Ablehnung zu empfehlen.  

Den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betr. Sicherung der Gentechnikfrei-

heit im Anbau sowie in der Nahrungsmittelkette, Drucksache 17/390, empfiehlt der Europa-

ausschuss dem federführenden Umwelt- und Agrarausschuss mit den Stimmen von CDU und 

FDP gegen die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW und der LINKEN bei Ent-

haltung der SPD, dem Landtag zur Ablehnung zu empfehlen. Den zum selbständigen Antrag 

erklärte Änderungsantrag der Fraktion von CDU und FDP zum gleichen Thema, Drucksache 

17/420, empfiehlt der Europaausschuss dem federführenden Umwelt- und Agrarausschuss mit 

den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN, der LINKEN und SSW, dem Landtag zur Annahme zu empfehlen. 
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Punkt 7 der Tagesordnung: 

a) Sicherheit von Kinderspielzeug weiter verbessern 

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 17/1083 Buchst. b und c 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD  
Drucksache 17/1201 Buchst. b bis d 

b) Kinder vor Gefahren durch gesundheitsgefährdendes Spielzeug wirk-
sam schützen 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/1138 Buchst. b bis g 

(überwiesen am 27. Januar 2011 an den Umwelt- und Agrarausschuss, den 
Sozialausschuss und den Europaausschuss) 

hierzu: Umdrucke 17/1908, 17/1921, 17/1928, 17/1930, 17/1934, 17/1935 

Der Ausschuss beschließt, eine schriftliche Anhörung durchzuführen. Die Fraktionen werden 

aufgefordert, innerhalb einer Woche Anzuhörende gegenüber dem Geschäftsführer des Euro-

paausschusses zu benennen. 
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Punkt 8 der Tagesordnung: 

Verschiedenes 

Der Ausschuss beschließt, ein Mitglied des Europaausschusses gemeinsam mit St Maurus 

nach Kaliningrad zu entsenden. 

Der Vorsitzende weist auf die geplante gemeinsame Sitzung des Europaausschusses mit dem 

Europa- und Rechtsausschuss des Landtags Mecklenburg-Vorpommern hin, die am 2. März 

2011 stattfinden solle. Nach einer Diskussion beschließt der Ausschuss, an dieser Planung 

festzuhalten, da im weiteren Verlauf des Abends auch die Eröffnung der Fotoausstellung statt-

finden solle. Vor der gemeinsamen Sitzung solle noch eine Sitzung des Europaausschusses 

stattfinden. 

Zum Europäischen Tag des Meeres am 19. und 20. Mai 2011 in Danzig beschließt der Aus-

schuss, eine Delegation bestehend aus Abg. Funke und Abg. Strehlau zu entsenden. 

Der Vorsitzende trägt zu einer geplanten Veranstaltung des Europaausschusses gemeinsam 

mit den Jungen Europäischen Föderalisten (JEF) zum Thema Minderheiten in Europa vor. Er 

schlägt vor, die Veranstaltung im Mai oder Juni 2011 durchzuführen. Der Ausschuss stimmt 

dem Vorschlag zu. 

Der Ausschuss beschließt, im Rahmen seiner bereits geplanten auswärtigen Sitzung am 

30. März 2011 die Bürogemeinschaft der Polizeistation in Padborg sowie Sonderburg zu be-

suchen. In Sonderburg solle die Bewerbung Sonderburgs als Kulturhauptstadt Europas 2017 

im Mittelpunkt der Beratungen stehen. Der Ausschuss beschließt weiterhin, relevante Akteure 

aus Flensburg ebenfalls nach Sonderburg zur Präsentation der Bewerbung um die Kultur-

hauptstadt Europas einzuladen. 

Der Vorsitzende, Abg. Voß, schließt die Sitzung um 12:20 Uhr. 

 

 gez. Bernd Voß   gez. Thomas Wagner 

 Vorsitzender    Geschäfts- und Protokollführer 
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